
 

 
 
 
 
Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Ta-
gesordnungspunkt 6 über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Andienungsrecht der 
Aktionäre beim Erwerb und das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Verwendung eigener Aktien aus-
zuschließen 
 
Die bis zum 27. November 2010 befristete Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien 
soll erneuert werden, um der Gesellschaft die Möglichkeit zu erhalten, über diesen Zeitpunkt hinaus ei-
gene Aktien erwerben zu können. Die neue Ermächtigung soll für die seit Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie (ARUG) gesetzlich zulässige neue Höchstdauer von fünf Jahren 
erteilt werden. Die bestehende Ermächtigung soll ab dem Wirksamwerden der neuen Ermächtigung auf-
gehoben werden, soweit sie noch nicht ausgenutzt worden ist. 
 
Ausschluss des Andienungsrechts beim Erwerb eigener Aktien 
 
Durch die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, das 
Finanzinstrument des Aktienrückkaufs im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre einzusetzen. Der 
Erwerb kann nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen.  
 
Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten, kann das Volumen des Angebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten begrenzt werden. Dabei kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebo-
tene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. 
In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine Repartierung 
nach dem Verhältnis der jeweils gezeichneten bzw. angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach 
Beteiligungsquoten vorzunehmen, weil sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen 
Rahmen technisch besser abwickeln lässt. Außerdem soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme 
geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit 
dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände 
zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine fakti-
sche Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Schließlich soll eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen wer-
den können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionä-
ren zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien 
abwicklungstechnisch darzustellen. Vorstand und Aufsichtsrat halten den hierin liegenden Ausschluss 
eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt. 
 
Ausschluss des Bezugsrechts bei der Verwendung eigener Aktien 
 
Die Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaffung. Gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer anderen Form der 
Veräußerung als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre ermächtigen.  
 
Tagesordnungspunkt 6 c) (1) ermächtigt zur Veräußerung eigener Aktien gegen Barleistung außerhalb der 
Börse oder eines öffentlichen Angebots. Damit wird von der Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechts-
ausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht. Diese Möglichkeit der Veräuße-
rung eigener Aktien liegt angesichts des starken Wettbewerbs an den Kapitalmärkten im Interesse der 
Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit die Chance, nationalen und internationalen Investo-
ren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, den Aktionärskreis zu erweitern und den Wert der 
Aktie zu stabilisieren. Mit der Begrenzung des Anteils eigener Aktien auf insgesamt maximal 10 % des 
Grundkapitals und der Veräußerung zu einem den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kauf-
preis werden die Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. Die endgültige Festlegung des 
Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird – 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats – den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies 
nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Er wird nicht 



 

mehr als 5 % des Börsenpreises betragen. Da die eigenen Aktien nahe am Börsenpreis platziert werden, 
kann grundsätzlich jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd 
gleichen Bedingungen am Markt erwerben. Die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals dient ebenfalls 
dem Verwässerungsschutz. Auf sie sind alle Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind, z.B. aus genehmigtem Kapital. Ebenfalls anzurech-
nen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten 
aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Aktienoptionen auszugeben sind, sofern diese 
Schuldverschreibungen oder Aktienoptionen während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.  
 
Tagesordnungspunkt 6 c) (2) eröffnet der Gesellschaft die Möglichkeit, eigene Aktien zur Verfügung zu 
haben, um diese gegen Sachleistung beim Zusammenschluss von Unternehmen, Erwerb von Unterneh-
men oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, aber auch beim Erwerb anderer für 
das Unternehmen wesentlicher Sachwerte und mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang ste-
hender Vermögensgegenstände als Gegenleistung anbieten zu können. Diese Form der Gegenleistung 
wird zunehmend verlangt. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die notwendige 
Flexibilität geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 
daran oder von sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögensge-
genständen schnell und flexibel ausnutzen zu können. 
 
Tagesordnungspunkt 6 c) (3) ermächtigt die Gesellschaft, eigene Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten 
aufgrund der Ausübung von Optionsrechten im Rahmen der Aktienoptionspläne 2006, 2008 und 2009 
der Gesellschaft zu nutzen. Diese Aktienoptionspläne wurden auf der Grundlage der von den Hauptver-
sammlungen der Gesellschaft am 3. November 2006 zu Punkt 6 der Tagesordnung (Aktienoptionsplan 
2006) und am 21. Mai 2008 zu Punkt 7 der Tagesordnung (Aktienoptionsplan 2008), beide zuletzt 
geändert durch Beschluss der Hauptversammlung am 28. Mai 2009 zu Punkt 10 der Tagesordnung, und 
am 28. Mai 2009 zu Punkt 11 der Tagesordnung (Aktienoptionsplan 2009) beschlossenen Ermächti-
gungen zur Ausgabe von Aktienoptionen aufgelegt. Außerdem wird die Gesellschaft ermächtigt, eigene 
Aktien auch zur Bedienung von Bezugsrechten aufgrund der Ausübung von Optionsrechten im Rahmen 
des Aktienoptionsplans 2010 der Gesellschaft zu nutzen, wenn und soweit die Hauptversammlung am 
27. Mai 2010 mit Beschluss zu Punkt 8 der Tagesordnung dazu zur Auflage dieses Aktienoptionsplans 
ermächtigt. Die Eckpunkte der entsprechenden Optionsbedingungen ergeben sich aus den jeweiligen 
Beschlussvorschlägen an die Hauptversammlung. Soweit die Gesellschaft von der Möglichkeit, eigene 
Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen zu verwenden, Gebrauch macht, muss das 
jeweils zu ihrer Bedienung geschaffene bedingte Kapital nicht in Anspruch genommen werden. Es entste-
hen also keine über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von Aktienoptionen verbun-
denen Verwässerungseffekte hinausgehenden Belastungen für die Aktionäre. Vielmehr wird lediglich die 
Flexibilität des Vorstands bzw. – soweit der Vorstand begünstigt ist – des Aufsichtsrats erhöht, indem er 
die Aktienoptionen nicht zwingend aus bedingtem Kapital bedienen muss, sondern auch eigene Aktien 
dazu verwenden kann, wenn ihm das in der konkreten Situation im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre günstiger erscheint. 
 
Tagesordnungspunkt 6 c) (4) ermächtigt die Gesellschaft, eigene Aktien zur Bedienung von Wandlungs- 
oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft zu verwenden. Durch die vorgeschlagene Beschlussfas-
sung wird keine neue Ermächtigung zur Einräumung weiterer Wandlungs- oder Optionsrechte geschaffen. 
Sie dient lediglich dem Zweck, der Verwaltung die Möglichkeit einzuräumen, Wandlungs- oder Options-
rechte, die aufgrund anderweitiger Ermächtigungen ausgegeben wurden oder werden, mit eigenen Aktien 
anstelle der Inanspruchnahme bedingten Kapitals zu bedienen, wenn dies im Einzelfall im Interesse der 
Gesellschaft liegt. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft begünstigt sind, gilt die Ermächtigung 
für den Aufsichtsrat. 
 
Tagesordnungspunkt 6 c) (5) ermöglicht es der Gesellschaft, eigene Aktien Arbeitnehmern und/oder Mit-
gliedern des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitnehmern und/oder Mitgliedern der Geschäftsführung 
eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb anzubieten. Hierdurch können Aktien 
als Vergütungsbestandteil für Arbeitnehmer und/oder Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder Ar-
beitnehmer und/oder Mitglieder der Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unter-
nehmens eingesetzt werden, die Beteiligung dieser Begünstigten am Aktienkapital der Gesellschaft geför-
dert und damit die Identifikation der Begünstigten im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ge-
stärkt werden. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft begünstigt sind, obliegt die Auswahl der 



 

Begünstigten und die Bestimmung des Umfangs der ihnen jeweils zu gewährenden Aktien dem Aufsichts-
rat.  
 
Schließlich können die eigenen Aktien nach Tagesordnungspunkt 6 c) (6) von der Gesellschaft eingezo-
gen werden, ohne dass hierfür eine erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung erforderlich wäre. 
Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll 
eingezahlten Stückaktien beschließen, ohne dass hierdurch eine Herabsetzung des Grundkapitals der 
Gesellschaft erforderlich wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit 
Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung eigener Aktien ohne Kapi-
talherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapi-
tal der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Ände-
rung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vor-
zunehmen. 
 
Bei der Entscheidung über den Erwerb und die Verwendung eigener Aktien wird sich der Vorstand allein 
vom wohlverstandenen Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. Der Vorstand wird die 
nächste Hauptversammlung über die Ausnutzung der vorstehenden Ermächtigungen unterrichten. 
 
 
Hamburg im April 2010 
 
 
Der Vorstand 



 

 
 
 
 
 
Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktio-
näre bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010 auszuschließen  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung zu Punkt 7 der Tagesordnung vor, den Vor-
stand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft durch einma-
lige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 2.636.223 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 2.636.223,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2010). 
Die Ermächtigung ist bis zum 26. Mai 2015 befristet. Die Bestimmung der weiteren Einzelheiten obliegt 
dem Vorstand.  
 
Das genehmigte Kapital soll es der Gesellschaft ermöglichen, sich bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapi-
tal zu günstigen Konditionen zu beschaffen.  
 
Im Fall der Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu 
gewähren. Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei der Ausnut-
zung des genehmigten Kapitals in bestimmten Fällen ausgeschlossen werden: 
 
Tagesordnungspunkt 7 b) (1) erlaubt den Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von Spitzenbeträ-
gen. Dies ist eine Maßnahme, die aus technischen Gründen zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, 
insbesondere zur Herstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses, erforderlich und angemessen ist. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert die Abwicklung der Zuteilung von Bezugs-
rechten und deren Ausübung. 
 
Tagesordnungspunkt 7 b) (2) ermächtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats zur Gewinnung 
von Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb 
von Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen. Die Gesellschaft beabsichtigt, auch weiterhin durch Akquisitionen ihre Wett-
bewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermögli-
chen. Die Gesellschaft soll die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten schnell 
und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unter-
nehmen oder Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu können. Erfah-
rungsgemäß verlangen Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für die Veräuße-
rung oftmals nicht Geld, sondern Aktien. Im Wettbewerb um attraktive Beteiligungen können sich daher 
Vorteile ergeben, wenn einem Verkäufer als Gegenleistung neue Aktien der Gesellschaft angeboten wer-
den können. Weil eine Ausgabe von Aktien bei sich abzeichnenden Akquisitionsmöglichkeiten mit regel-
mäßig komplexen Transaktionsstrukturen im Wettbewerb der potenziellen Erwerbsinteressenten kurzfris-
tig erfolgen muss, ist der Weg über die Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien unter Schaffung eines ge-
nehmigten Kapitals erforderlich. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
Gebrauch machen soll, sobald sich Möglichkeiten zur Akquisition konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht 
der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Der Ausgabebetrag für die neuen 
Aktien würde dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Berücksichtigung der Interes-
sen der Gesellschaft festgelegt werden. Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Grundka-
pital unter Bezugsrechtsausschluss erhöht werden soll, bestehen zurzeit nicht. 
 
Tagesordnungspunkt 7 b) (3) ermächtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei Ausgabe 
der neuen Aktien gegen Bareinlage einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorzu-
nehmen. Diese Ermächtigung bezieht sich nicht auf den gesamten Betrag des genehmigten Kapitals, son-
dern auf maximal 10% des Grundkapitals. Die 10%-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf insgesamt 
nur einmal ausgenutzt werden. Das heißt, wenn und soweit die Gesellschaft nach dem Beschluss der 
Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung während der Laufzeit dieser Ermächtigung von gleich-
zeitig bestehenden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, bei-
spielsweise im Zusammenhang mit der Wiederveräußerung eigener Aktien oder der Ausgabe von Opti-



ons- und/oder Wandelschuldverschreibungen Gebrauch macht, reduziert sich die Anzahl der Aktien, die 
bei einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmigtem Kapital 2010 unter Bezugsrechtsausschluss nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden können, entsprechend. Das Gesetz erlaubt zudem einen 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nur dann, wenn der Ausgabepreis den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien mit im Wesentlichen gleicher Ausstattung nicht wesentlich unter-
schreitet. Der Abschlag soll in jedem Fall so gering wie möglich gehalten werden und wird 5% nicht 
überschreiten. Vorstand und Aufsichtsrat halten die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für notwendig, um die sich in der Zukunft bietenden Möglichkeiten des Kapi-
talmarktes schnell und flexibel ausnutzen zu können, ohne die für eine Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht 
erforderlichen formalen Schritte und gesetzlichen Fristen einhalten zu müssen. Durch die Ausgabe der 
Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Denn 
diese müssen keine nennenswerten Kursverluste befürchten und können ggf. zur Erhaltung ihrer Beteili-
gungsquote erforderliche Aktienzukäufe zu vergleichbaren Preisen über die Börse vornehmen. Durch die 
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wird die Verwaltung in die Lage 
versetzt, kurzfristig günstige Börsensituationen wahrzunehmen. Zusätzlich können durch Vermeidung 
eines Bezugsrechtsabschlags die Eigenmittel in einem größeren Umfang gestärkt werden als bei einer 
Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht.  
 
Tagesordnungspunkt 7 c) (4) ermächtigt zum Ausschluss des Bezugsrechts bei der Ausgabe von Aktien, 
wenn diese Aktien Arbeitnehmern und/oder Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitneh-
mern und/oder Mitgliedern der Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens 
zum Erwerb angeboten werden sollen. Hierdurch können Aktien als Vergütungsbestandteil für Arbeit-
nehmer und/oder Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der 
Geschäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens eingesetzt werden, die Beteili-
gung dieser Begünstigten am Aktienkapital der Gesellschaft gefördert und damit die Identifikation der 
Begünstigten im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre gestärkt werden. Soweit Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft begünstigt sind, obliegt die Auswahl der Begünstigten und die Bestimmung des 
Umfangs der ihnen jeweils zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat.  
 
Über die Einzelheiten der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand in der ordentlichen Hauptver-
sammlung berichten, die auf eine etwaige Ausgabe von Aktien der Gesellschaft aus genehmigtem Kapital 
unter Bezugsrechtsausschluss folgt.  
 
 
Hamburg im April 2010 
 
 
Der Vorstand 



 

Freiwilliger Schriftlicher Bericht der Verwaltung zu Punkt 8 der Tagesordnung über die Gründe für 
die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen im Rahmen des 
Aktienoptionsplans 2009 und die erneute Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen an 
Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft (Aktienoptionsplan 2010) 
 
(1) Zweck des neuen Aktienoptionsplans 
 

Die Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 hat den Vorstand bzw. – soweit der Vorstand zu den 
Begünstigten zählt – den Aufsichtsrat bereits ermächtigt, im Rahmen des Aktienoptionsplans 2009 
Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf insgesamt bis zu Stück 197.218 Aktien der Gesellschaft 
auszugeben.  
 
Das Kontingent des Aktienoptionsplans 2009 ist noch nicht vollständig ausgeschöpft, jedoch hat 
sich in der praktischen Anwendung herausgestellt, dass die für die verschiedenen Gruppen von 
Begünstigten vorgesehenen Kontingente von Aktienoptionen nicht den Bedürfnissen der Gesellschaft 
entsprechend bemessen waren. 
 
Der wirtschaftliche Erfolg der XING AG hängt maßgeblich davon ab, höchstqualifizierte Mitglieder für 
die Unternehmensleitung, insbesondere also für den Vorstand zu gewinnen, zu halten und langfristig 
zu motivieren. Die XING AG steht als international tätiges Unternehmen im IT-Bereich in einem 
intensiven Wettbewerb um solche Führungskräfte. Aktienoptionspläne sind ein weit verbreiteter, 
weithin geforderter und deshalb unverzichtbarer Bestandteil moderner Vorstandsvergütungssysteme. 
 
Um dem Vorstand auch weiterhin im Vergleich zum Wettbewerb attraktive Rahmenbedingungen 
und zielorientierte Motivationsanreize bieten zu können, muss die XING AG in größerem Umfang als 
zunächst geplant über die Möglichkeit verfügen, Bezugsrechte auf Aktien als Vergütungsbestandteil 
anbieten zu können. Deshalb sollen das verbleibende Restkontingent an Aktienoptionen aus dem 
Aktienoptionsplan 2009 im Rahmen eines neuen Aktienoptionsplans 2010 umverteilt und für die 
Bedürfnisse der Vorstandsvergütung nutzbar gemacht werden. 
 
Durch die Gewährung der Aktienoptionen wird für die Vorstandsmitglieder ein besonderer 
Leistungsanreiz geschaffen, dessen Maßstab der sich im Kurs der XING-Aktie zeigende und zu 
steigernde Wert des Unternehmens ist. Dies kommt auch den Aktionären zugute und hilft, die 
führende Position der XING AG in ihren Kernwerten zu stärken. 
 
Die gesetzliche Obergrenze von 10% des Grundkapitals für bedingte Kapitalerhöhungen zur 
Gewährung von Bezugsrechten an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführung der 
Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens gemäß § 192 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 Satz 1 AktG 
bleibt auch unter Berücksichtigung der bestehenden bedingten Kapitalia I 2006, 2008 und 2009 
gewahrt. 

 
(2) Zur Ausgestaltung der Planbestandteile im Einzelnen 
 

Zum Inhalt des Aktienoptionsplans 2010 wird auf den Beschlussvorschlag unter Punkt 8 der 
Tagesordnung verwiesen. Inhaltlich entsprechen die Bedingungen des Aktienoptionsplans 2010 
weitgehend den Bedingungen des Aktienoptionsplans 2009.  
 
Da ausschließlich der Vorstand begünstigt ist, gilt die Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen 
im Rahmen des Aktienoptionsplans 2010 nur für den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat wird über die 
Zuteilung von Aktienoptionen, die einzelnen Bezugsberechtigten, den Umfang der ihnen jeweils 
anzubietenden Aktienoptionen und die Einzelheiten der Optionsbedingungen entscheiden. Der 
Aufsichtsrat wird bei einer Zuteilung an den Vorstand die Angemessenheitsvorgaben des § 87 AktG 
für die Vorstandsvergütung beachten. 
 
Hamburg, im April 2010 
 
Der Vorstand 
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